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MD-VD - 1391/10 Wien, 17. Jänner 2011 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Landeslehrer-Dienstrechts- 
gesetz geändert wird; 
Begutachtung; 
Stellungnahme 
 

zu BMUKK-13.462/0028-III/1/2010 

 

 

 

An das 

Bundesministerium für Unterricht, 

Kunst und Kultur 

 

 

Zu dem mit Schreiben vom 2. Dezember 2010 übermittelten Entwurf eines Bundesge-

setzes wird nach Anhörung des Unabhängigen Verwaltungssenates Wien wie folgt 

Stellung genommen: 
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Der vorliegende Gesetzentwurf sieht eine Ausweitung der Mitverwendung von Lan-

deslehrerinnen und Landeslehrern an Bundesschulen vor. Dazu ist jedoch festzuhalten, 

dass schon bisher der Bund hinsichtlich der bereits bestehenden Mitverwendungen von 

Berufsschullehrerinnen und Berufsschullehrern an der Pädagogischen Hochschule  

seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber dem Land Wien seit dem Schuljahr  

2007/2008 nicht nachkommt. Die diesbezüglich offenen Forderungen auf Grund der 

50%-igen Kostentragung für den Personalaufwand für Berufsschullehrerinnen und 

Berufsschullehrer des Landes Wien gegenüber dem Bund belaufen sich bis dato auf 

rund 700.000,-- Euro, mehrmaligen Zahlungsaufforderungen wurde seitens des Bun-

des ohne Begründung keine Folge geleistet.  

 

Insofern ist die geplante Erweiterung der Mitverwendung von Berufsschullehrerinnen 

und Berufsschullehrern vehement abzulehnen. Die geplante Änderung wäre daher le-

diglich auf die Mitverwendung von Lehrerinnen und Lehrern für allgemein bildende 

Pflichtschulen einzuschränken. 

 

 

 Für den Landesamtsdirektor: 

 

 

Mag. Harald Kubschitz Mag. Andrea Mader 
 Senatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1.  Präsidium des Nationalrates 
 
2.  alle Ämter der Landes- 

regierungen 
 
3.  Verbindungsstelle der 

Bundesländer 
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4.  MA 1 
 (zu MA 1 - 719/2010) 

mit dem Ersuchen um Weiter- 
leitung an die einbezogenen 
Dienststellen 

22/SN-245/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf elektronisch übermittelt 3 von 3

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.

www.parlament.gv.at




